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rung sozialpolitisch un erwünschte Fol gen. Eine steuerli-
che Absetzbarkeit der Beiträge för dert all jene Personen 
nicht, die kein steuerpfl ichti ges Einkommen besitzen. 
Aber auch eine einkommensunab hängige Förderung 
durch direk te Beitragssubven tionen beinhaltet tendenzi-
ell eine Umverteilung von einkom mensschwa chen zu ein-
kommensstarken Bürgern, weil letztere die Subvention 
systematisch häufi ger in Anspruch nehmen. 

Begrüßenswert sind die geplanten fl exibleren Leistungen 
in Form von Zeitvolumina, die durch in dividuelle Abspra-
chen mit den Pfl egediensten ausgefüllt werden können. 
Sie werden individuellen Be dürfnissen der Pfl egebe-
dürftigen bzw. deren Angehörigen ge rechter. Auch die 
geplante Förde rung von ambulanten Wohngrup pen als 
Alternativen zu einer stationären Betreuung ist sinnvoll: 
Sie wirkt den gegenwärtig bestehenden Anreizen zur In-
anspruchnahme stationärer Betreuung entgegen. Konse-
quenter wäre je doch die Auszahlung von glei chen Leis-
tungssätzen innerhalb einer Pfl egestufe, unabhängig von 
der gewähl ten Betreuungsform.

Ines Läufer, Steffen J. Roth

Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln

laeufer@wiso.uni-koeln.de

Demografi scher Wandel

Allein es fehlt die Strategie!

Am 25.4. wurde die Demografi estrategie der Bundesregie-
rung vorgestellt. Von einer Strategie erwartet man, dass 
die Leitlinien zukünftigen politischen Handels aufgezeigt 
werden. Konkrete Maßnahmen werden später eingebettet, 
beschlossen und durchgeführt. Diese Erwartung wird bei 
der Demografi estrategie enttäuscht, da kein „roter Stra-
tegiefaden“, sondern ein Sammelsurium von oft sinnvollen 
Einzelmaßnahmen, Aktionsplänen, kleinsten Initiativen und 
Willensbekundungen präsentiert wird. Die Entwicklung ei-
ner Strategie im herkömmlichen Sinne ist beim Thema De-
mografi e gar nicht (mehr) möglich. Denn der demografi sche 
Wandel und die damit verbundenen Probleme sind kein 
neues Thema. Die demografi sche Entwicklung und die da-
mit verbundenen Probleme, genauso wie die Rezepte, die-
sen Problemen zu begegnen, sind schon seit Jahrzehnten 
bekannt. Es ist auch nicht so, dass die Politik bisher keine 
Maßnahmen ergriffen hätte. Allein in der Rentenversiche-
rung haben mit Blick auf die demografi sche Entwicklung in 
den letzten 20 Jahren zahlreiche Reformen stattgefunden.

Grundsätzlich werden in der Demografi estrategie die rich-
tigen Handlungsfelder betrachtet: Familien-, Arbeitsmarkt-, 
Gesundheits-, Regional-, Bildungs-, Wachstums- und Fi-

Pfl egeneuausrichtungsgesetz

Fragwürdige Förderung

Das vom Kabinett verabschiedete Gesetz zur Neu-
ausrichtung der Pfl egeversicherung (PNG) sieht un-
ter anderem Leis tungsausweitungen für Personen mit 
Demenzerkran kungen vor. Ebenso wie die weiter hin 
verschobene Einführung eines neuen Pfl egebedürftig-
keitsbegriffes ist dies aus pfl egewissen schaftlicher Sicht 
not wendig. Sollen willkürli che Leistungseinschränkun-
gen für körperlich einge schränkte Personen vermieden 
werden, bedarf die Einführung neuer Leistungen aber 
auch einer neuen Finanzierungsbasis. Das umlagefi nan-
zierte System der gesetzlichen Pfl egever sicherung ist 
aufgrund seiner Demografi eabhängigkeit fi nan ziell insta-
bil. Die vorgesehene Finanzierung der neuen Leistun gen 
über eine Erhöhung der Beiträge zur gesetzlichen Pfl e-
geversicherung um 0,1 Prozentpunkte führt außerdem 
zu neuen Einfüh rungsgewinnen und damit zu weiteren 
sozial politisch unerwünschten Umvertei lungen. Sinnvol-
ler wäre es daher, die notwendigen Betreu ungsleistungen 
für Demenz kranke in den Leis tungska talog der Pfl ege-
versicherung aufzunehmen und durch eine allgemeine 
Kürzung der von der Pfl egeversiche rung übernommenen 
Anteile an den gesamten Kosten abzufangen. Die Eigen-
verantwortlichkeit in der Pfl egevorsorge würde damit wie-
der leicht erhöht. Einkommensschwache Personen, die 
den gestie genen Eigenanteil an den Pfl egekosten nicht 
tragen können, würden im Falle der Pfl egebedürftigkeit 
über die steuerfi  nan zierte „Hilfe zur Pfl ege“ unterstützt, 
die systematischer als heute für de menzkranke Personen 
gesi chert wäre. 

Der Entwurf sieht außerdem eine Förderung freiwilliger Zu-
satzvorsorge vor. Es ist aber trotz der Förderung fraglich, 
ob der Ab schluss einer privaten Zu satzversicherung für 
viele Bürger attraktiv wird: Im Fall der Pfl e gebedürftigkeit 
würde die Zusatzversicherung einen Teil der Ausgaben 
de cken, die ansonsten durch privates Ein kommen bzw. 
Ver mögen oder nachrangig über die Sozialhilfe fi nan-
ziert würden. Die Gewissheit, im Be darfsfall von der 
Grundsiche rung aufgefangen zu werden (und aufgrund 
der Freibe träge auch die eige nen Kinder nur begrenzt be-
anspruchen zu müssen), reduziert die At traktivität einer 
privaten Pfl egezusatzver sicherung im Ver gleich zu einer 
ebenfalls ge förderten, nicht zweckgebundenen Altersvor-
sorge deut lich. Darüber hinaus ist die Förderung ohnehin 
höchst fragwürdig, und zwar unabhängig davon, ob sie 
in Form von steuerlicher Absetz barkeit der Beiträge oder 
in Form von direkten Bei tragszuschüssen erfolgt. Erstens 
sind bei den Personen, die auch ohne staatliche Unter-
stützung eine Zu satzversi cherung abgeschlossen hät ten, 
Mit nahmeeffekte zu erwar ten. Zweitens hat die Förde-
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EU-Agrarpolitik

Keine mutige Reform

Die EU-Kommission legte im Oktober 2011 einen Vor-
schlag zum siebenjährigen Finanzplan der EU und damit 
zu den fi nanziellen Grundlagen der EU-Agrarpolitik für 
den Zeitraum 2014 bis 2020 vor. Über den Finanzrahmen 
wird einstimmig im Ministerrat entschieden; einzelne Län-
der sind kaum bereit, auf bisherige Vorteile zu verzichten. 
Der Widerstand gegen drastische negative Änderungen 
aus nationaler Sicht kann auch deswegen erheblich sein, 
weil bei einer fehlenden abschließenden Beschlussfas-
sung die sogenannte Ein-Zwölftel-Regel gilt, die einen 
monatlichen Nothaushalt auf Basis des Vorjahres möglich 
macht und damit den Status quo gewährleistet. Der Vor-
schlag der Kommission beruht daher auf einem Abwägen 
divergierender nationaler Interessen. 

Der gegenwärtige Entscheidungsrahmen lässt kaum er-
warten, dass die EU-Agrarpolitik angemessen auf Ände-
rungen der ökonomischen Rahmenbedingungen reagiert. 
So hat die Kommission vorgeschlagen, den größten Fi-
nanzposten, die Direktzahlungen an die landwirtschaftli-
chen Betriebe, annähernd unverändert auf der Höhe der 
Vorperiode zu belassen, obwohl die Begründung für diese 
Zahlungen, nämlich Kompensation der Einkommensver-
luste durch Absenkung staatlich garantierter Agrarpreise, 
mittlerweile entfallen ist. Diese Preise liegen inzwischen er-
heblich über dem Niveau vor 1992 und werden nach offi zi-
ellen Prognosen auch auf hohem Niveau bleiben. Die Kom-
mission versucht dennoch, mit einer neuen Begründung 
die Transferzahlungen zu rechtfertigen. 70% der Zahlun-
gen sollen die Landwirte als Grundeinkommenssicherung 
erhalten. Mit diesen Zahlungen würde die EU nicht nur eine 
sozialpolitische Maßnahme für eine spezielle Berufsgruppe 
einführen, sie würde sich dabei auch nicht an die allgemei-
nen nationalen Prinzipien von Sozialmaßnahmen halten. 
Nicht die individuell nachgewiesene Bedürftigkeit wäre für 
die Unterstützung entscheidend; stattdessen würde die 
Flächenausstattung je Betrieb als Kriterium gewählt wer-
den. Je höher die Flächenausstattung, umso höher wäre 
der „Sozialtransfer“. Hiermit würde auch eindeutig gegen 
das Subsidiaritätsprinzip verstoßen werden. 

30% der bisherigen Direktzahlungen sollen die Betriebe 
für die Bereitstellung von Umweltleistungen erhalten. Effi -
ziente Umweltpolitik hat sich aber an dem gegenwärtigen 
Zustand der Umwelt in den einzelnen Regionen zu orien-
tieren und an der Zahlungsbereitschaft der Nutzer der 
Umwelt. Werden nur lokale Umweltgüter erstellt, ist die 
Zahlungsbereitschaft der Bewohner der Region entschei-
dend, bei Umweltgütern mit EU-weiter Wirkung kann 
auch eine EU-Förderung vorgesehen werden. 

nanzpolitik. Aus Ökonomensicht würde die Sicherung des 
Wachstums im Vordergrund stehen, da für den Wohlstand 
der Gesellschaft die Produktion von Gütern und Dienstleis-
tungen notwendig ist. Hierfür sind Arbeitskräfte, Kapital und 
technischer Fortschritt nötig. Wenn die Zahl der Arbeitskräf-
te durch die demografi sche Entwicklung sinkt, sollte unge-
nutztes Arbeitskräftepotenzial gehoben werden. Dieses be-
steht im Wesentlichen aus den Frauen, den Älteren und den 
Jüngeren. Entsprechend muss Politik so gestaltet sein, dass 
die Erwerbstätigkeit dieser Gruppen gefördert wird. Da grei-
fen die Familien-, die Arbeitsmarkt- und die Rentenpolitik, 
Maßnahmen zur alters- und familiengerechten Gestaltung 
von Arbeitsplätzen und -zeiten sowie eine auf die Erwerbs-
fähigkeit Älterer ausgerichtete Gesundheitspolitik. Arbeits-
kräftelücken können auch durch eine „produktive Zuwan-
derung“ geschlossen werden. Hier sind Integrationsmaß-
nahmen für neue Zuwanderer und bereits Zugewanderte 
notwendig. Einem Rückgang der Arbeitskräftezahl kann zu-
dem durch eine höhere Produktivität der noch vorhandenen 
Arbeitskräfte entgegengewirkt werden. Hier kommt es auf 
die Bildungs- und Weiterbildungspolitik an. Der technische 
Fortschritt muss durch entsprechende Forschungs- und In-
novationspolitik unterstützt werden. All das kann nur gelin-
gen, wenn die öffentlichen Finanzen und die Sozialversiche-
rungen tragfähig sind. Negative Auswirkungen der regiona-
len Unterschiede bei Bevölkerungsrückgang und -alterung 
müssen abgefedert werden, aber eher als Anpassungshilfen 
und weniger als Politik, die sich gegen die demografi sche 
Entwicklung in den Regionen stemmt. Schließlich stellt ein 
zunehmender Anteil älterer Menschen Themen wie Pfl ege, 
gesundes selbstbestimmtes Altern, altengerechtes Wohnen 
und bürgerschaftliches Engagement in den Vordergrund.

Eine so skizzierte Demografi estrategie müsste durch geeig-
nete Maßnahmen mit Leben gefüllt werden. Aber konkrete 
Maßnahmen werden in der Demografi estrategie kaum ge-
nannt, sondern es werden meist nur Absichtserklärungen 
und Aktionspläne aufgezählt. Beispielsweise wird angekün-
digt, dass eine Präventionsstrategie ausgearbeitet werden 
soll. Es bleibt zu hoffen, dass in der Präventionsstrategie 
nicht die Umsetzung der Demografi estrategie angekün-
digt wird. Denn dann würde sich der Hund in den Schwanz 
beißen. Mit der Demografi estrategie liegt zwar keine Stra-
tegie im klassischen Sinne vor, trotzdem ist sie durchaus 
verdienstvoll, da sie die demografi sche Entwicklung und 
die damit verbundenen Probleme zurück in die öffentliche 
Diskussion bringt. Das ist wichtig; denn wären diese Prob-
leme allen so klar, müsste nicht in der Demografi estrategie 
völlig zu Recht ein entsprechender Sinneswandel gefordert 
werden.

Martin Gasche

Munich Center for the Economics of Aging (MEA)

Gasche@mea.mpisoc.mpg.de
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markt haben, zurück in die Arbeitslosigkeit bzw. verwehren 
ihnen die Chance, auf dem Arbeitsmarkt wieder Fuß zu fas-
sen. All das hätte verheerende sozialpolitische Konsequen-
zen, denn wir schließen einen Teil der Gesellschaft mehr oder 
weniger dauerhaft von der Teilhabe am Wohlstand aus.

Nach den Linken, den Grünen und der SPD will sich nun auch 
die CDU auf dieses Wagnis einlassen. Auch sie will mit ihrem 
Vorschlag zu einer allgemeinverbindlichen Lohn untergrenze 
„faire Löhne“ durchsetzen und nimmt hierfür „anständige Ar-
beitgeber, die anständig zahlen“ in die Pfl icht. Hierzu soll eine 
unabhängige durch die Bundesregierung berufene Kommis-
sion aus Arbeitgebern und Gewerkschaften eingerichtet wer-
den, die Lohnuntergrenzen für jene Branchen festlegt, für die 
bislang keine tarifl ich bestimmten Lohnuntergrenzen gelten. 
Löhne werden dann nicht mehr nach Marktgegebenheiten 
,sondern nach sozialen Gesichtspunkten festgelegt. Die So-
zialpolitik wird in zwei Stufen privatisiert. Zunächst bestimmt 
eine Kommission ohne demokratische Legitimation, was 
einen fairen Lohn ausmacht. Dann wird die Umsetzung der 
Zielvorgabe an die Arbeitgeber delegiert.

Das wird nicht gutgehen. So schön es auch wäre, die Unter-
nehmer für existenzsichernde Löhne in die Pfl icht zu nehmen, 
so unrealistisch ist ein Erfolg dieser Strategie. Es wird kaum 
verwundern, wenn sich Unternehmen, die im Wettbewerb 
stehen, der ihnen zugedachten sozialpolitischen Aufgabe 
entziehen, etwa indem sie zu teuer gewordene Arbeiten ins 
Ausland auslagern, indem sie langfristig Menschen durch 
Maschinen ersetzen oder gänzlich auf deren Leistungen ver-
zichten. Auf der Strecke bleiben die Bedürftigsten und die Ze-
che zahlt der Steuerzahler. 

Sozialpolitik ist die originäre Aufgabe des Staates. Dieser Auf-
gabe darf er sich nicht entledigen, indem er sie an die Tarif-
parteien und an die Unternehmen delegiert. Es ist an der Zeit, 
dass die Parteien sich der sozialpolitischen Verantwortung 
des Staates wieder bewusst werden und sich wieder darauf 
besinnen, dass der wichtigste Schritt zur Verteilungsgerech-
tigkeit die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen ist. 
Das kann nur gelingen, wenn niedrige Lohneinkommen end-
lich von der hohen Abgabenlast befreit und damit faire Ein-
kommen geschaffen werden, ohne gleichzeitig Arbeitskosten 
zu belasten und Arbeitsplätze zu gefährden.

Ronnie Schöb

Freie Universität Berlin

ronnie.schoeb@fu-berlin.de

Die Bundesregierung als größter Nettozahler hat sicherlich 
einen gewichtigen Einfl uss auf die Beschlüsse im Agrar-
ministerrat. Tatsächlich wurden vom Wissenschaftlichen 
Beirat des zuständigen Ministeriums bereits im Vorfeld 
grundlegende Überlegungen über die Weiterführung der 
EU-Agrarpolitik nach 2013 veröffentlicht. In die Stellung-
nahmen des Ministeriums ist davon aber bisher nichts 
eingegangen. Im Gegenteil, das Ministerium akzeptiert die 
sozialpolitische Begründung der Direktzahlungen, wendet 
sich aber gegen eine Kürzung hoher Zahlungen an Spit-
zenempfänger. Das Bundesministerium stimmt damit im-
plizit der Kommission zu, dass die Flächenausstattung 
je Betrieb ein geeignetes Kriterium für sozial begründete 
Transfers sein kann. Selbst juristische Personen, die zur-
zeit im Durchschnitt 285 000 Euro pro Unternehmen und 
Jahr erhalten, sind nach dieser Auffassung sozial bedürf-
tig. Die vom Beirat empfohlene „mutige Reform der Agrar-
politik“ wird so nicht eingeleitet. 

Ulrich Koester

Christian-Albrechts-Universität Kiel

ukoester@ae.uni-kiel.de

Mindestlohn

Keine Privatisierung der Sozialpolitik

Mindestlohnbefürworter und -gegner stehen sich unversöhn-
lich gegenüber. Beide Seiten präsentieren ausschließlich Ar-
gumente und empirische Untersuchungen, die ihre Position 
untermauern. Für unbedarfte Beobachter liegt daher die Ver-
mutung nahe, dass es unter den Ökonomen keinen Konsens 
gibt hinsichtlich der Frage, wie schädlich der Mindestlohn 
ist. Damit zeigt die wissenschaftliche Diskussion eines sehr 
deutlich: die Einführung eines Mindestlohns ist sozialpolitisch 
äußerst riskant.

Während Politik und öffentliche Meinung bei technologischen 
Großrisiken wie bei der Kernenergie oder beim Klimawandel 
gerne auf eine risikominimierende Politik setzen – selbst wenn 
dies mit enormen Kosten verbunden ist –, neigt die Politik in 
sozialen Fragen offenbar immer mehr zum Vabanquespiel. 
Beim Thema Mindestlohn werden die gewaltigen Risiken ein-
fach ausgeblendet. Dabei muss allen klar sein: Wenn es beim 
Mindestlohn schief geht, dann setzen wir die arbeitsmarktpo-
litischen Erfolge der letzten Jahre aufs Spiel und zwingen ins-
besondere diejenigen, die den schwersten Stand am Arbeits-

Literatur und Links zu diesen und anderen aktuellen wirtschaftspolitischen Themen fi nden Sie auf der Web-
site der ZBW unter ECONIS Select www.zbw.eu/kataloge/econis_select.htm



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 300% \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /PDFA1B:2005
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU <FEFF004a006f0062006f007000740069006f006e007300200066006f00720020004100630072006f006200610074002000440069007300740069006c006c0065007200200039002000280039002e0034002e00350032003600330029002e000d00500072006f006400750063006500730020005000440046002000660069006c0065007300200077006800690063006800200061007200650020007500730065006400200066006f00720020006f006e006c0069006e0065002e000d0028006300290020003200300031003100200053007000720069006e006700650072002d005600650072006c0061006700200047006d006200480020>
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


